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1 Planungsanlass und -erfordernis 

Die Gemeinde Bad Essen beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 87 „Öst-
lich Wiesenstraße“, den vorhandenen Siedlungsbereich im Nordwesten des Ortsteils Lintorf 
weiterzuentwickeln und die in der Nachbarschaft vorhandenen Bebauungs- und Nutzungs-
strukturen aufzugreifen. 
 
In der Ortschaft Lintorf besteht Bedarf, Wohnbauflächen auszuweisen. Die Gründe hierfür er-
geben sich aus konkreten Anfragen nach Wohnbauland in der Ortschaft, vor dem Hintergrund, 
dass die noch vorhandenen bebaubaren Grundstücke in der Ortschaft (Baulücken) auf abseh-
bare Zeit nicht für eine bauliche Nutzung zur Verfügung stehen.  
 
Zielsetzung der Gemeinde Bad Essen ist es nunmehr, Wohnbauflächen für die Eigenentwick-
lung der Ortschaft Lintorf auszuweisen. Hierzu ist herauszustellen, dass Lintorf eine historisch 
gewachsene, eigenständige Ortschaft ist. Die Gemeinde Bad Essen sieht es als wesentliche 
städtebauliche Aufgabe an, die Eigenentwicklung der ehemals 17 eigenständigen Gemeinden 
bzw. Ortschaften zu fördern. In diesen Ortschaften (so auch in Lintorf) besteht eine Nachfrage 
nach Baugrundstücken, die sowohl aus der Eigenentwicklung resultiert, als auch auf das hier 
günstigere Bodenpreisniveau reflektiert. Eigenentwicklung zu fördern bedeutet in diesem Zu-
sammenhang auch, die Eigenständigkeit zu sichern. Vor dem Hintergrund einer, statistisch 
gesehen, abnehmenden Bewohnerzahl pro Wohnung und damit einem größeren Wohnbedarf 
besteht auch in den kleineren Ortschaften das Erfordernis, Bauflächen auszuweisen, allein 
schon aus der örtlichen Nachfrage heraus. Nur durch diese Bauflächenausweisung kann die 
örtliche Bevölkerungszahl gehalten und in begrenztem Umfang entwickelt werden. Dieses ist 
gleichzeitig Voraussetzung, um örtliche Gemeinbedarfseinrichtungen in ihrem Bestand zu si-
chern und einseitige Bevölkerungsstrukturen (Überalterung) zu vermeiden. 
 
Mit dieser Ausweisung von Wohnbauflächen wird erreicht, dass das innerhalb der Ortschaft 
vorhandene Baulandpotential einer Bebauung zugeführt werden kann.  
Dies entspricht auch einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden (vgl. § 1a (2) BauGB). 
 
Nach § 13a BauGB kann ein Bebauungsplan, wenn dieser Maßnahmen der Innenentwicklung 
dient, im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundflä-
che im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von 
insgesamt weniger als 20.000 Quadratmetern (vgl. § 13a Absatz 1 Nr. 1 BauGB).  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Östlich Wiesenstraße“ liegt innerhalb des im Zu-
sammenhang bebauten Bereiches im Nordwesten der Ortslage Lintorf an, festgesetzt werden 
allgemeine Wohngebiete, die zulässige Grundfläche beträgt weniger als 20.000m² (allgem. 
Wohngebiete ca. 11.270 m²; bei einer GRZ von 0,4 beträgt die zulässige Grundfläche gem. § 
19 Abs. 2 BauNVO hier 4.508 m²). Insofern sind hier die Voraussetzungen für die Durchfüh-
rung des Aufstellungsverfahrens gemäß § 13a BauGB (und deshalb beschleunigtes Aufstel-
lungsverfahren gemäß § 13a BauGB) gegeben. 
 
Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Bad Essen stellt für das Plangebiet 
bereits Wohnbauflächen dar.  
 
Dem s.g. „Entwicklungsgebot“ (Bebauungspläne sind aus dem Flächennutzungsplan zu ent-
wickeln) nach § 8 (2) BauGB ist damit entsprochen.  
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Abb. Bebauungssituation Ortsteil Lintorf (Ausschnitt, o.M.) 

 

 
(Quelle: Nds. Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz – Umweltkarten, eigene Bearbeitung) 

 
 
 
Abb.: Darstellung FNP Gemeinde Bad Essen – OT Lintorf (Ausschnitt o.M.) 
 

 
 
 
 
 
 

Abgrenzung BPL Nr. 87 

„Östlich Wiesenstraße“ 

Bebauungsplan Nr. 87 
„Östlich der Wiesenstraße“ 

 

BPL Nr. 42 (1991) 

„Unter den Gärten II“ 

BPL Nr. 50 (1995) 
„An der Apke“ 

BPL Nr. 17 (1980) 
„Lintorf Ost“ 

BPL Nr. 77 (2019) 
„Homann“ 

Bereich gem. § 34 BauGB 

BPL Nr. 86 
„Unter den Gärten III“ 

(2020 in Aufstellung) 

BPL Nr. 15.1 (1988) 
„Unter den Gärten“ 
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2 Geltungsbereich/ Städtebauliche Werte 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 87 „Östlich Wiesenstraße“ umfasst das Gebiet 
zwischen der Feldstraße im Norden und der Rohdenburgstraße im Süden, und  
zwischen der Wiesenstraße im Westen und dem Rosenplatz im Osten, im Ortsteil Lintorf. 
 
Fläche insgesamt (Geltungsbereich):     ca. 11.270 m² 
- Allgemeine Wohngebiete      ca. 11.189 m² 
- Fläche mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht    ca.        81 m² 
 
 
 

3 Planungsleitlinien 

Die Bebauungsplanaufstellung erfolgt unter Berücksichtigung folgender Planungsleitlinien 
bzw. städtebaulicher Belange:  
 
- Das Bebauungs- und Erschließungskonzept ist so ausgelegt, dass der Zuschnitt der 

Grundstücke (bebaubare Flächen) in Ansehung der vorhandenen Nachfrage die Er-
richtung von Einzelhäusern in Anlehnung an die bestehenden baulichen Strukturen des 
benachbarten Siedlungsumfeldes zulässt. 

 
- Dem gestiegenen und unterschiedlichen Wohnraumbedarf der Bevölkerung soll durch 

die Ausweisung geeigneter Wohnbaugrundstücken entsprochen werden. Hierbei wird 
vor dem Hintergrund der im Umfeld vorhandenen städtebaulichen Bau- und Nutzungs-
struktur eine entsprechende Bebauung der innerörtlichen Potentialfläche vorgesehen, 
so dass der gesetzlichen Anforderung eines sparsamen Umgangs mit Grund und Bo-
den gemäß § 1a (2) BauGB Rechnung getragen wird und keine weiteren Flächen in 
der „freien“ Landschaft in Anspruch genommen werden müssen. 

 
 
 

4 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

4.1 Art und Maß der baulichen Nutzung/ sonstige Nutzung 

Entsprechend der beabsichtigten Zielsetzung zur Nutzung des Baugebietes und in Anlehnung 
an die benachbarten Siedlungsbereiche werden für das Plangebiet allgemeine Wohngebiete 
(WA) gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. 
 
Im Planbereich erfolgt gemäß der absehbaren Nachfrage die Festsetzung einer bis zu zwei-
geschossigen offenen Bauweise und zielt damit auf eine Ein- bis Zweifamilienhausbebauung 
(WA) ab. 
 
Die Festsetzung der GRZ und GFZ erfolgt auf Grund der heutigen Anforderungen der Bauwil-
ligen und auf Grund der vorgesehenen Grundstücksgrößen von 700 – 1.000 qm. 
Diese Regelungen garantieren zudem weitgehende gestalterische Freiheiten auf den Grund-
stücken. Die Festsetzungen zur Grund- und Geschossflächenzahl orientieren sich an diesen 
Vorgaben und stellen auf den ortsüblichen Gestaltungsrahmen ab.  
 
Die Festsetzungen der Baugrenzen und damit der überbaubaren Grundstücksbereiche fügen 
sich ebenfalls in diese städtebaulichen Vorstellungen ein und lassen ausreichend variable Ge-
bäudetypen zu.  
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4.2 Festsetzungen in Textform 

Neben den zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes werden ergänzend dazu 
Festsetzungen in Textform vorgesehen, um insbesondere hinsichtlich der Nutzungsmöglich-
keiten innerhalb des Plangebietes einen Rahmen zu setzen, der in Anlehnung der im schon 
vorhandenen Siedlungsbereich Maßstäbe für die zukünftige Gestaltung des Ortsbildes setzt.  
 
Mit der textlichen Festsetzung zu den Nutzungen (§ 1) wird gewährleistet, dass in allen WA-
Gebieten ausschließlich Wohnnutzungen realisiert werden können.  
Insofern werden hier Einrichtungen mit Versorgungsfunktionen in Bezug auf die Wohnnutzung, 
Läden und Handwerksbetriebe usw. (vgl. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO) und Anlagen für kirchliche, 
kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke (§ 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO) sowie 
diejenigen Nutzungen ausgeschlossen, die nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 - Nr. 5 BauNVO ausnahms-
weise zugelassen werden können. Denn Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige 
nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe sowie Tank-
stellen werden nicht vom Tatbestandsmerkmal „Wohnnutzungen" gedeckt.  
 
§ 2 stellt eine auf den Siedlungsbereich abgestimmte Grundstücksgröße sicher. 
 
Die einheitliche Festsetzung zur Gebäudehöhe mit dem § 3 der textlichen Festsetzungen stellt 
auf die Ausbildung der im Siedlungsbereich und in der Nachbarschaft vorhandenen Gebäude 
ab. Damit wird eine unterschiedliche Höhenentwicklung der Gebäude - Bestand und Planung 
- vermieden und ein einheitliches Siedlungsbild, im Besonderen im Zusammenhang mit dem 
angrenzenden Siedlungsbereich erreicht.  
 
Im Plangebiet wird ein Nutzungsmuster angestrebt, das die Errichtung von Einfamilienhäusern 
ermöglicht, damit wird der Charakter des vorhandenen Siedlungsbereiches aufgegriffen und 
fortgeführt. 
Dazu wird hier eine Begrenzung der Zahl der Wohnungen (textliche Festsetzung § 4) vorge-
nommen. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass ohne Begrenzung der An-
zahl der Wohnungen (z.B. Mehrfamilienhäuser) die Nutzung der übrigen Grundstücksfläche 
u.U. nahezu ausschließlich den auf dem Grundstück nachzuweisenden Stellplatzflächen vor-
behalten wäre. Dies widerspräche der Planungsabsicht der Gemeinde, neben einer städte-
baulich vertretbaren Verdichtung auch die Belange des Naturschutzes in ausreichendem 
Maße zu berücksichtigen.  
Die festgesetzte Größenordnung von max. 2 Wohnungen pro Einzelhaus wird hier für vertret-
bar gehalten und entspricht den hier vorhandenen Siedlungsstrukturen in der Nachbarschaft.  
 
Mit § 5 der textlichen Festsetzungen wird die Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen 
in Hinblick auf das Ortsbild geregelt.  
 
§ 6 regelt die Errichtung von Stellplätzen, Garagen, und Carports auf dem Baugrundstück. 
 
§ 7 stellt sicher, dass in den Freibereichen der Grundstücke die Versiegelung auf ein Minimum 
reduziert wird und mindestens ein Laub-/ Obstbaum auf dem Grundstück angepflanzt werden 
muss. 
 
Mit § 8 der textlichen Festsetzungen werden Maßnahmen für den Artenschutz getroffen. 
 

4.3 Örtliche Bauvorschriften 

Neben planungsrechtlichen Festsetzungen auf Grundlage des Baugesetzbuches sind gestal-
terische Festsetzungen (Örtliche Bauvorschriften auf Grundlage der Nds. Bauordnung) vorge-
sehen. Die Festsetzung „Örtlicher Bauvorschriften“ zielt darauf, die hier entstehenden Baukör-
per/ Umbauten in das Gestaltungsgefüge der Umgebungsbebauung einzubinden.  
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Insoweit wird ein Rahmen festgesetzt, der den Gestaltungszusammenhang und den Bebau-
ungsmaßstab in der Ortslage Lintorf wahrt. Im Grundsatz leitet sich das den Festsetzungen zu 
Grunde liegende gestalterische Ordnungsprinzip von den in der Ortslage Lintorf dominant ver-
tretenen Gestaltungsmerkmalen der vorhandenen Bebauung ab. 
 
 

5 Verkehrliche Erschließung 

Die äußere verkehrliche Erschließung erfolgt über das vorhandene angrenzende Straßennetz, 
die „Wiesenstraße“, die „Rohdenburgstraße“ und den „Rosenplatz“. 
 
Die Erschließung des südlichen Teilbereiches des Grundstückes „Feldstraße Nr. 17 erfolgt 
über den Nordteil des Grundstückes, s.g. „Hinterliegererschließung“. 
 
Die erforderlichen straßenverkehrsrechtlichen Regelungen werden außerhalb dieses Bebau-
ungsplanverfahrens im Rahmen der Erschließung des Baugebietes geregelt. 
Private Einstellplätze sind generell auf den jeweiligen Grundstücksflächen nachzuweisen. 
 
Eine regelmäßige Müllabfuhr kann nur dann gewährleistet werden, wenn sowohl die Wende-
anlage „Rosenplatz“ als auch die Zufahrtsstraßen frei befahrbar bleiben. Parkende Fahrzeuge 
können die Durchfahrt unserer 3-achsigen Müllsammelfahrzeuge erheblich behindern, sodass 
eine Leerung unter Umständen nicht möglich ist. 
 
 

6 Belange des Umweltschutzes 

Die Auswirkungen der Planung auf die Belange der Umwelt werden in dem Umweltplaneri-
schen Fachbeitrag (sh. Anlage) beschrieben und geprüft. 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes innerhalb des Siedlungsbereichs, unter Ausnutzung der 
gegebenen Erschließungsverhältnisse, entsprechen den Bestrebungen der Gemeinde, in-
nerörtliche Flächenpotentiale für bauliche Zwecke zu mobilisieren, und damit gleichzeitig den 
Ausweisungsbedarf neuer Baugebiete in der „offenen“ Landschaft zu reduzieren. Damit wird 
dem Grundsatz § 1a (2) BauGB entsprochen (...Mit Grund und Boden soll sparsam und scho-
nend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme 
von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbe-
sondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnah-
men zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu 
begrenzen. ...).  
Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 (6) Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter 
bestehen nicht. Der Bebauungsplan wird gemäß § 13a BauGB (beschleunigtes Verfahren) 
aufgestellt. Hier gelten nach § 13a (2) Nr. 1 die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens 
gemäß § 13 (2) und (3) BauGB entsprechend.  
Insofern wird hier von der Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB, von dem Umweltbericht nach 
§ 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 (2) Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 (4) 
BauGB abgesehen. § 4c BauGB ist nicht anzuwenden. 
 
Es wird ausdrücklich daraufhin gewiesen, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird. 
 
Es sind die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 BNatSchG durch den Bauherrn zu 
beachten, diese gelten unmittelbar und unabhängig vom Satzungsbeschluss des Bebauungs-
planes auch für alle nachgeschalteten Genehmigungsebenen (also auch für Bauherren bei 
Bauantrag). Unter Beachtung der im Umweltplanerischen Fachbeitrag formulierten Vermei-
dungsmaßnahmen zum Artenschutz und der im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen 
sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine artenschutzrechtlichen Tatbestände zu erwarten 
und somit keine Ausnahmeverfahren erforderlich. 
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7 Ver-/ Entsorgung 

Die ordnungsgemäße Ver- und Entsorgung der Planbereiche ist durch den Anschluss an die 
in der Nachbarschaft vorhandenen Anlagen und Einrichtungen möglich und wird im Rahmen 
der Erschließung des Plangebietes sichergestellt.  
 
Die Anschlussmöglichkeiten des beplanten Gebietes an die zentrale Wasserversorgung und 
Abwasserbeseitigung sind gegeben. Die Leitungsnetze müssen entsprechend erweitert wer-
den. Zur Erweiterung der Hauptleitungsnetze (Wasserleitungen, Entwässerungskanäle) im 
Zuge des Straßenneubaus ist der Wasserverband Wittlage bei der weiteren Planung und Ab-
wicklung kontinuierlich zu beteiligen. 
Der Anschluss der Grundstücke erfolgt nach den Wasserversorgungs- bzw. Abwasserentsor-
gungsbedingungen des Wasserverbandes Wittlage. Die Versorgung mit Trinkwasser kann im 
normalen Umfange sichergestellt werden. 
Wasser sparende Maßnahmen, wie z. B. Nutzung des Regenwassers und der Einbau wasser-
sparender Armaturen, werden empfohlen.  
Im Zuge der Erschließungsplanung ist eine rechtzeitige Koordination mit den Ver- und Entsor-
gungsträgern vorzunehmen, damit die Ver- und Entsorgungseinrichtungen entsprechend ge-
plant und disponiert werden können. 
 
Die ordnungsgemäße Oberflächenentwässerung und Schmutzwasserentsorgung wird im 
Rahmen der weiteren Erschließung des Baugebietes sichergestellt. Die Anschlussmöglichkei-
ten des beplanten Gebietes an die zentrale Schmutz- und Regenwasserbeseitigung sind ge-
geben. Der Anschluss der Grundstücke erfolgt nach den Bestimmungen der Abwasserentsor-
gungssatzung des Wasserverbandes Wittlage. 
 
Hinsichtlich des Brandschutzes werden die ggf. zusätzlich erforderlichen Brandschutzeinrich-
tungen bzw. die Maßnahmen zur Löschwasserbereitstellung zwischen der örtlichen Feuer-
wehr, dem Wasserbeschaffungsverband, dem Landkreis und der Gemeinde abgestimmt.  
Die Erschließung der Baugrundstücke muss den Anforderungen an die Zuwegung und den 
Anordnungen der baulichen Anlagen auf dem Baugrundstück gem. § 1/2 DVO-NBauO zu § 
4/14/33 NBauO entsprechen. 
Neben der Erschließung von Schmutzwasser und Trinkwasser ist auch für eine ausreichende 
Löschwasserversorgung Sorge zu tragen. 
Die Löschwasserversorgung ist in einer der örtlichen Verhältnisse entsprechenden Weise mit 
der zur Brandbekämpfung erforderlichen ausreichenden Wassermenge und Entnahmestellen 
gem. Nds. Brandschutzgesetz sicherzustellen. 
Die Richtwerte für den Löschwasserbedarf (m3/2h) müssen, unter Berücksichtigung der bauli-
chen Nutzung und der Gefahr der Brandausbreitung, dem DVGW - Arbeitsblatt W 405 - ent-
sprechen. 
Löschwasserentnahmestellen sind aus dem Wasserrohr-netz mittels Hydranten (DIN 
3222/DIN 3221) in Ausführung und Anzahl entsprechend dem DVGW - Arbeitsblatt W 331, 
sicherzustellen. 
Die ausreichende hydraulische Leistungsfähigkeit der Wasserleitung zur Sicherstellung der 
abhängigen Lösch-wasserversorgung ist nachzuweisen. 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 87 „Östlich Wiesenstraße ", Rabber, befinden 
sich keine Gewässer II. und III. Ordnung in der Unterhaltungspflicht des Unterhaltungsverban-
des Nr. 70 „Obere Hunte". 
 
Die Mitgliedschaft im Unterhaltungsverband und auch die Beitragspflicht für die Unterhaltung 
der Gewässer II. Ordnung ruht auf den Grundstücken und bleibt auch nach einer Aufteilung in 
Baugrundstücke bestehen. 
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8 Belange des Immissionsschutzes 

Das Plangebiet liegt in einem Bereich, in dem erhebliche Immissionen, ausgehend von Stra-
ßenverkehr oder gewerblichen Betrieben, nicht zu erwarten sind. 
 
Das Plangebiet liegt in einem landwirtschaftlich strukturierten Bereich, in dem es häufig zu 
landwirtschaftlich spezifischen Immissionen in Form von Gerüchen, Geräuschen und Stäuben 
kommt. Diese werden hervorgerufen durch den landwirtschaftlichen Verkehr auf den Straßen 
sowie durch die Bearbeitung der umliegenden landwirtschaftlich genutzten Flächen. Sie kön-
nen jahreszeitlich und witterungsbedingt auch an Sonn- und Feiertagen sowie in den Nacht-
stunden auftreten (z. B. Mähdrusch, Bodenbearbeitung). Die Immissionen sind unvermeidbar, 
im ländlichen Raum ortsüblich und müssen von den Anwohnern toleriert werden. 
 
Südlich des Plangebietes verläuft die Eisenbahnstrecke von Holzhausen nach Bohmte (Witt-
lager Kreisbahn). 
Vom Betrieb der Eisenbahnstrecke von Holzhausen nach Bohmte (Wittlager Kreisbahn) kön-
nen Emissionen ausgehen. Zu einem späteren Zeitpunkt ggf. notwendige Immissionsschutz-
maßnahmen dürfen nicht zu Lasten des Bahnbetreibers gehen. 
 
 

9 Altablagerungen/ Bodenkontaminationen/ Geologie  

Hinweise auf Bodenkontaminationen oder Altablagerungen im Änderungsbereich liegen der 
Gemeinde nicht vor. 
 
 

10 Kosten der Erschließung und Maßnahmen zur Realisierung 

Die Kosten der Erschließung sind noch im Rahmen der Erschließungsplanungen zu ermitteln.  
Die Erhebung von Erschließungsbeiträgen bzw. von Baubeiträgen und Kostenerstattungsbe-
trägen richtet sich nach den Satzungen der Gemeinde über Erschließungsbeiträge nach dem 
Baugesetzbuch bzw. über Kostenbeiträge nach dem Nds. Kommunalabgabengesetz.  
 
Maßnahmen zur Realisierung des Baugebietes, insbesondere bodenordnende Maßnahmen 
gemäß Kapitel 1, Teil 4 und 5 des Baugesetzbuches sind derzeit nicht vorgesehen. Soweit 
aufgrund der Festsetzungen des Bebauungsplanes Veränderungen von Grundstücksgrenzen 
erforderlich sind bzw. der Erwerb von Flächen zur Realisierung der Straßenbaumaßnahmen 
erforderlich wird, soll dieses im freihändigen Grundstücksverkehr erfolgen. Ein Umlegungsver-
fahren wird nach den derzeitigen Erkenntnissen nicht erforderlich. 
 
 

11 Bodenfunde 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das 
können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige 
Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht 
werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig 
und müssen der zuständigen unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Niedersächsischen 
Landesamt für Denkmalpflege - Referat Archäologie - Stützpunkt Oldenburg. Ofener Straße 
15, Tel. 0441/ 799-2120 unverzüglich gemeldet werden. 
 
In diesem Zusammenhang wird auf § 14 (1) und (2) des Nds. Denkmalschutzgesetzes hinge-
wiesen; danach sind zutage tretende Funde bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige 
unverändert zu lassen bzw. sind zu schützen, wenn nicht die zuständige Denkmalpflegebe-
hörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet hat. 
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12 Sonstige Hinweise 

Hinweise zu Maßnahmen der Vermeidung und Verminderung von Bodenbeeinträchtigungen: 
Vorhandener Oberboden sollte aufgrund §202 BauGB vor Baubeginn schonend abgetragen 
und einer ordnungsgemäßen Verwertung zugeführt werden. Im Rahmen der Bautätigkeiten 
sollten einige DIN-Normen aktiv Anwendung finden (v.a. DIN 19639 Bodenschutz bei Planung 
und Durchführung von Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetationstechnik im Landschaftsbau -Bo-
denarbeiten, DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial). Um dauerhaft negative Auswirkun-
gen auf die von Bebauung freizuhaltenden Bereiche zu vermeiden, sollte der Boden im Bereich 
der Bewegungs-, Arbeits- und Lagerflächen durch geeignete Maßnahmen (z.B. Überfahrungs-
verbotszonen, Bagger-matten) geschützt werden. Boden sollte im Allgemeinen schichtgetreu 
ab- und aufgetragen werden. Die Lagerung von Boden in Bodenmieten sollte ortsnah, schicht-
getreu, in möglichst kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung geschützt vorgenommen 
werden (u.a. gemäß DIN 19639). Außerdem sollte das Vermischen von Böden verschiedener 
Herkunft oder mit unterschiedlichen Eigenschaften vermieden werden. Auf verdichtungsemp-
findlichen Flächen sollten Stahlplatten oder Baggermatten zum Schutz vor mechanischen Be-
lastungen ausgelegt werden. Besonders bei diesen Böden sollte auf die Witterung und den 
Feuchtegehalt im Boden geachtet werden, um Strukturschäden zu vermeiden.  
 
Baugrund: 
Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, verweisen wir für Hinweise und 
Informationen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS-Kartenserver. Die 
Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geo-technische Er-
kundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechni-
sche Baugrunderkundungen/ -untersuchungen sowie die Erstellung des geotechnischen Be-
richts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils 
gültigen Fassungen erfolgen. Ob im Vorhabensgebiet eine Erlaubnis gem. § 7 BBergG oder 
eine Bewilligung gem. § 8 BBergG erteilt und/ oder ein Bergwerkseigentum gem. §§ 9 und 149 
BBergG verliehen bzw. aufrechterhalten wurde, können Sie dem NIBIS-Kartenserver entneh-
men. Wir bitten Sie, den dort genannten Berechtigungsinhaber ggf. am Verfahren zu beteili-
gen. Rückfragen zu diesem Thema richten Sie bitte direkt an markscheiderei@lbeg.nieder-
sachsen.de. Informationen über möglicherweise vorhandene Salzabbaugerechtigkeiten finden 
Sie unter: www.lbeg.niedersachsen.de/Bergbau/Bergbauberechtigungen/Alte_Rechte. 
 
HD-Erdgasleitung 
In der „Rohdenburgstraße“ verläuft die Erdgashochdruckleitung L09025 der Westnetz GmbH. 
 

Leitungsnummer L09025 

Betriebszustand in Betrieb 

Nennweite DN 100 

Schutzstreifenbreite 4,0m (2,0m beidseitig der Leitungsachse) 

 

Der tatsächlich grundbuchrechtlich gesicherte Schutzstreifen kann ggf. von den o.g. Angaben 
abweichen. Der Schutzstreifen schafft die räumliche Voraussetzung zur Überwachung nach 
dem DVGW-Arbeitsblatt G 466/I. 
Der Schutzstreifen ist von jeglicher Bebauung freizuhalten und darf auch nicht mit Bäumen 
bepflanzt werden. Oberflächenbefestigungen im Bereich der Erdgashochdruckleitungen in Be-
ton sind nicht zulässig. Das Lagern von Bauelementen, schwertransportablen Materialien, 
Mutterboden oder sonstigem Bodenabtrag sind in dem Schutzstreifenbereich nicht gestattet. 
Größere Bodenauf- und abträge (> 0,20 m) sind ebenfalls ohne Absprache nicht zulässig. Zu 
evtl. Auskofferungen weisen wir darauf hin, dass diese im Bereich der Erdgasleitungen so 
vorgenommen werden müssen, dass eine Gefährdung der Erdgasleitungen, auszuschließen 
ist. 
Die Erdgashochdruckleitungen müssen jederzeit, auch während der Baumaßnahme, zugäng-
lich und funktionstüchtig bleiben. 
Waldbestände und Einzelbaume müssen einen Abstand von > 2,50 m beiderseits der Lei-
tungsaußenkanten aufweisen. 



Gemeinde Bad Essen, Bebauungsplan Nr. 87  11 / 11 

H:\B_ESSEN\220614\TEXTE\BP\BPL87-bgr220228.docx  

Strauchwerk bis 2,0 m Höhe darf in solchen Abstand gepflanzt werden, dass Inspektionen, 
Messungen und sonstige Maßnahmen ohne Beeinträchtigungen möglich sind. Bei Überwa-
chungs-, Wartungs- und Reparaturarbeiten an einer Versorgungsleitung oder Kabel kann auf 
evtl. vorhandene Anpflanzungen und Anlagen in dem Schutzstreifenbereich keine Rücksicht 
genommen werden. 
Wir bitten Sie, dafür Sorge zu tragen, dass im Zuge von Erschließungsarbeiten (Kanalan-
schluß, Gas-/Wasser- und Stromleitungsverlegungen etc.) die Erdgashochdruckleitung Be-
rücksichtigung findet. Wir gehen hierbei davon aus, dass sich das Geländeniveau nicht we-
sentl. verändert (+/- 0,2 m). 
Sofern neue Anlagen oder Änderungen von Straßen und Wegen, wasserwirtschaftlichen An-
lagen, Grundstücken (Eigentumsverhältnissen), Geländehöhen, Grünanlagen und Bepflan-
zungen im Bereich der Versorgungsanlagen zu erwarten sind, müssen anhand von Detailpla-
nungen rechtzeitig Abstimmungen mit der Westnetz GmbH erfolgen. 
 
 

13 Bearbeitungs- und Verfahrensvermerk 

Der Bebauungsplan dient Maßnahmen der Innenentwicklung. Die künftig zulässige Grundflä-
che beträgt weniger als 20.000 qm. Des Weiteren wird durch die Aufstellung des Bebauungs-
planes nicht die Zulässigkeit eines Vorhabens begründet, welches einer Pflicht zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung oder nach Landesrecht unterliegt. Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 
(6) Nr. 7 b BauGB genannten Schutzgüter bestehen nicht. Der Bebauungsplan wird im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB aufgestellt.  
 
 
Wallenhorst, 2022-02-28 
IPW INGENIEURPLANUNG GmbH & Co. KG 
 
 
 
M.Desmarowitz 
 
 
 
Diese Begründung hat zusammen mit dem Bebauungsplan Nr. 87 dem Rat der Gemeinde in 
seiner Sitzung am                              zum Satzungsbeschluss vorgelegen. 
 
Bad Essen, den      Im Auftrag 
 
 
 


